
 - Seite 1 - 

N i e d e r s c h r i f t  
 
 
über die am Mittwoch, den 09.12.2015 stattfindende 8. ordentliche Sitzung des 
Gemeinderates. 
 
 
Anwesende Gemeinderats-  Bgm. Dietmar Wallner 
mitglieder:   VzBgm. Andreas Lackner  
 VzBgm. Erich Rainer 
 GRin Maga Mirjam Dauber 
 GR Dietmar Lachner 
 GR DI (FH) Hans Margreiter 
 GRin Gerda Hoppichler 
 GR Martin Unterleitner 
 GRin Eva Siding 
 GR Ing. Hans Hermann Traar 
 GR Hanspeter Haspinger (ab TO-Punkt II/1) 
 GRin Maga Barbara Wildauer 
 GR DI Bernhard Stöhr 
 GR Mag. Reinhard Macht (ab TO-Punkt II/1) 
 GR Roland Biechl 
 GR Alfons Hofreiter 
 GR Dr. Wolfgang Palaver 
 
 
Entschuldigt:   GR Gerhard Thumer 
 GR Mustafa Isilak 
 
 
Ersatz:  Adi Pachler 

 Turgay Kilicer 
 
 

Vorsitz:  Bgm. Dietmar Wallner Beginn: 18.00 Uhr 
 
 
Protokoll:  AL Dr. Wolfgang Astl 
 
 
Tagesordnung: 
 
 
I. Niederschriften über die ordentliche Gemeinderatssitzung vom 24.11.2015 
II. Anträge des Bürgermeisters, des Gemeindevorstandes und des Finanzausschusses 

1. Haushaltsvoranschlag 2016  und mittelfristige Finanzplanung 2017 – 2020 
2. Altersheimgebühren 2016 
3. EZ 780 GB 87005 – Löschung des Wiederkaufsrechtes für die Marktgemeinde 

Jenbach 
4. Gst. 1446 (neu) und Gst. 669/3 (Verlängerung Waldweg bis Abenteuerspielplatz) – 

Übernahme in das öffentliche Gut 
III. Überprüfungsausschuss – Bericht aus der Prüfung vom 03.12.2015 
IV. Berichte des Bürgermeisters 
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V. Anträge, Anfragen, Allfälliges 
 
 
I. Niederschriften über die ordentliche Gemeinderat ssitzung vom 24.11.2015 
 

GR DI Stöhr verweist auf die Niederschrift vom 24.11.2015 und hier auf den 
Tagesordnungspunkt 7 - Erlassung des Bebauungsplanes Nr. 91-2015 im Bereich der 
Gp. 21/9 und Gp. 21/5 (Austraße). In der Niederschrift sei festgehalten, dass er, GR DI 
Stöhr, die Meinung vertrete, dass der geplante große Baukörper die im 
Bebauungsplanentwurf ausgewiesene Baufluchtlinie von 3 m rechtfertige. Diese 
Aussage sei, so GR DI Stöhr, nicht vollständig wiedergegeben. Er betont, dass der 
gesamte Ausschuss für Hochbau und Dorferneuerung die Empfehlung ausgesprochen 
habe, die ausgewiesene Baufluchtlinie von 3 m zu belassen. 
 

 
II. Antrag auf Behandlung nachstehender Tagesordnun gspunkte im nicht 

öffentlichen Teil: Ehrungen 
 
Beschluss (17:0): 
 
Der Gemeinderat beschließt, den TO-Punkt „Ehrungen“  im nicht öffentlichen Teil 
der Sitzung zu behandeln. 
 
Beschluss (17:0): 
 
Der Gemeinderat beschließt, folgende Punkte auf Ant rag des Bürgermeisters auf 
die Tagesordnung zu nehmen: 
 
a) Abschluss eines Bürgschaftsvertrages zugunsten d es Museumsvereines 

Jenbach 
b) Subventionsansuchen der Achenseebahn AG  
 

 
III. Anträge des Bürgermeisters, des Gemeindevorsta ndes und des  

Finanzausschusses 
 

(GR Mag. Macht nimmt ab jetzt an der Sitzung teil) 
 

1. Haushaltsvoranschlag 2016  und mittelfristige Fi nanzplanung 2017 – 2020 
 

VzBgm. Lackner als Obmann des Finanzausschusses beschreibt das Grundgerüst 
des Haushaltsvoranschlages 2016, das sowohl die fix einplanbaren als auch die 
anzuschätzenden Einnahmen und Ausgaben beinhaltet. Die bereits beschlossenen 
Gebühren wurden im Haushaltsvoranschlag ebenfalls berücksichtigt. Das so 
entstandene Zahlenwerk sei schließlich den Erfordernissen bzw. Wünschen aus den 
einzelnen Fachabteilungen und auch aus den einzelnen Ausschüssen 
gegenübergestellt worden. Es sei in Folge eine prioritäre Ausgabenliste erstellt 
worden, wobei die Zielsetzung gegolten habe, diese Liste ohne Rücklagenentnahme 
finanzieren zu können. Das sei schließlich nach mehrmaligem Überarbeiten des 
Voranschlagsentwurfes gelungen und stelle sich nun der Entwurf nach seinem 
Durchlauf sowohl im Überprüfungsausschuss als auch im Finanzausschuss in der 
dargelegten Form dar: 
 
Gesamtausgaben ordentlicher 
und außerordentlicher Haushalt: € 20.400.000,00 
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Einnahmen bzw. Ausgaben 
ordentlicher Haushalt: € 19.760.000,00 
 
Einnahmen bzw. Ausgaben 
außerordentlicher Haushalt: € 640.000,00 
 
Summe fortdauernde Ausgaben  
(einschließlich Schuldendienst): € 18.155.100,00 
Schuldendienst: € 1.347.700,00 
Summe fortdauernde Einnahmen: € 18.405.400,00 
Personalaufwand: € 6.173.000,00 
Investitionsrahmen 2016: € 961.200,00 

 
Bgm. Wallner beziffert die Transferzahlungen, die die Gemeinde an Bund und 
Länder zu leisten habe, mit € 5.736.000,00. Wenn man dem gegenüber die von 
Bund und Land geleisteten Transferzahlungen in der Höhe von € 903.300,00 
anschaue, so erweise sich die Marktgemeinde Jenbach als ein nicht unbedeutender 
Nettozahler. Den Personalaufwand beziffert der Bürgermeister mit € 6.173.000,00. 
Die Belegschaft der Marktgemeinde Jenbach bestehe mittlerweile aus  
192 Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern. Der Bürgermeister verweist dann auf 
die Liste über die einmaligen Ausgaben, die wirklich nur das Notwendigste enthalte. 
Aus dieser Liste möchte er exemplarisch Kosten in der Höhe von € 125.000,00 für 
die neue Straßenbeleuchtung in der Schießstandstraße erwähnen, die hier im 
Zusammenhang mit der Sanierung der ABA/WVA Schießstandstraße errichtet 
werden soll. Im außerordentlichen Haushalt, so der Bürgermeister weiter, seien 
Ausgaben in der Höhe von € 640.000,00 für die bereits erwähnte Sanierung der 
ABA/WVA in der Schießstandstraße festgesetzt worden. 
 
VzBgm. Lackner ergänzt, dass die notwendigen Ausgaben aus einem geplanten 
Liegenschaftsverkauf finanziert werden sollen, wobei im Voranschlag der Erlös des 
Liegenschaftsverkaufes mit € 500.000,00 ausgewiesen wurde. Da dieser Verkauf 
jedoch erst von Statten gehen müsse, habe der Finanzausschuss die Empfehlung 
ausgesprochen, vorerst einen Ausgabenstopp zu verfügen bzw. Ausgaben sehr 
kontrolliert zu tätigen.  
 
GRin Siding hält es grundsätzlich für problematisch, Ausgaben aus dem Erlös von 
Liegenschaftsverkäufen finanzieren zu müssen. Sie habe sich aber überzeugen 
können, dass die Ausgaben nur das Notwendigste beinhalten, weshalb sie dieser 
Vorgehensweise zustimmen könne. Allerdings möchte sie ihren Nachfolgern im 
Gemeinderat den Rat mitgeben, wachsam auf die budgetäre Entwicklung zu achten 
und sparsam zu arbeiten. Es müsse jedem neuen Gemeinderat klar sein, dass man 
nicht jedes Jahr Ausgabenerlöse aus Grundstücksverkäufen finanzieren könne. 
 
GR Dr. Palaver zeigt sich angesichts der angespannten budgetären Situation 
grundsätzlich zufrieden mit dem vorliegenden Haushaltsvoranschlag. Auf Grund der 
getätigten Investitionen habe man schließlich gewusst, dass man mit höheren 
Rückzahlungen rechnen müsse. GR Dr. Palaver hebt ausdrücklich positiv hervor, 
dass im Voranschlag auch die Errichtung des ABC-Cafes mit Kosten in der Höhe 
von € 8.500,00 enthalten seien. Hier sei offensichtlich den Wünschen des 
Ausschusses für Familie - Jugend - Bildung und des Ausschusses für soziale 
Angelegenheiten – Integration – Gesundheit Rechnung getragen worden. GR Dr. 
Palaver möchte auch aufgeklärt wissen, weshalb im Rahmen der Sicherheitspolizei 
von € 5.000,00 auf € 10.000,00 aufgestockt und für das Kulturreferat ein Plus von 
€ 5.000,00 veranschlagt wurden. 
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Der Bürgermeister teilt die Meinung von GRin Siding, dass mit dem „Familiensilber“ 
vorsichtig umgegangen werden müsse. Es werde eine der großen 
Herausforderungen in den nächsten Jahren sein, die mittelfristige Finanzplanung so 
zu gestalten, dass notwendige Maßnahmen finanziert werden können. Nicht zuletzt 
zeige auch der Landesrechnungshof, der im Übrigen der Marktgemeinde Jenbach 
ein sehr gutes Zeugnis attestiere, in seinem Prüfungsbericht deutlich auf, wie die 
Gemeinden belastet seien (Stichwort Transferzahlungen). Die Gemeinde habe in 
den vergangenen Jahren sehr viel in ihre Infrastruktur investieren müssen. Natürlich 
spiele auch gerade deswegen der Schuldendienst in der mittelfristigen 
Finanzplanung eine große Rolle, andererseits dürfe man aber nicht übersehen, dass 
die getätigten Investitionen in die Infrastruktur auch Arbeitsplätze geschaffen haben.  
 
Auf die Frage von GR Dr. Palaver antwortet der Bürgermeister, dass der wieder 
zunehmende Vandalismus insbesondere am Hobbyplatz, aber auch in der 
Hauptschule eine Aufstockung des Sicherheitsbudgets rechtfertigen. Die 
Aufstockung des Budgets im Kulturreferat begründet der Bürgermeister damit, dass 
jede Veranstaltung des Kulturausschusses auch intern verrechnet werden müsse 
und hier im Sinne des Bruttoprinzips sowohl einnahmen- als auch ausgabenseitig 
die entsprechenden Ansätze festzulegen sind. 
 
Auch GR Unterleitner sieht die budgetäre Zukunft sehr kritisch. Es gelte, 
insbesondere ausgabenseitig Einsparungen vorzunehmen. Als Negativbeispiel führt 
GR Unterleitner den alljährlichen Auf- und Abbau der Schneeabladerampe mit 
seinen Kosten in der Höhe von ca. € 18.000,00 bis € 20.000,00 an. Dazu schlägt 
GR Unterleitner vor, dass in Zusammenarbeit mit der HTBLA Jenbach Schüler im 
Rahmen einer Projektarbeit Ideen einbringen, wie man diese jährlichen Fixkosten 
reduzieren könnte. Für GR Unterleitner müsse auch die Frage erlaubt sein, warum 
die Bücherei nicht in einem gemeindeeigenen Haus eingerichtet wurde, anstatt sich 
in einem fremden Haus einzumieten und dieses auch noch umbauen zu müssen. In 
Zukunft müsse man kritisch auf die Ausgaben schauen, damit nicht mehr 
ausgegeben wird, als eingenommen. 
 
VzBgm. Rainer erklärt noch einmal die Notwendigkeit und lobt den Weitblick des 
Altbürgermeisters, die Schneeabladerampe zu errichten, weil es in Wirklichkeit 
keine andere Alternative gebe. 
 
Der Bürgermeister gibt zu bedenken, dass auch ein von Schülern der HTBLA 
Jenbach entwickeltes Projekt, sein Geld koste und auch hier mit Investitionen bis zu 
€ 50.000,00 gerechnet werden müsse, bevor die derart entwickelten Ideen 
überhaupt greifen. Schließlich müssen auch derartige Projekte wasserrechtlich 
genehmigt werden. 
 
GRin Maga Wildauer verweist auf den Landesrechnungshofbericht, in dem 
festgehalten wird, dass die Gemeinde 44 Liegenschaften besitze, die es optimal zu 
verwerten bzw. zu nutzen gelte. Sie sehe einen Zusammenhang zwischen dem 
Rückgang der Kommunalsteuer und den nicht genutzten, modernen 
Geschäftsflächen, die auch teilweise im Eigentum der Gemeinde stehen. Gerade 
bei den angedachten Liegenschaftsveräußerungen Achenseestraße 19 und 20 
handle es sich um attraktive Grundstücke, die sich für eine zukunftsträchtige 
Verwertung geradezu anbieten. Eine Veräußerung bedeute ja nicht, dass jetzt 
„Familiensilber“ verkauft werde; vielmehr werden dadurch wertvolle 
Geschäftsflächen angeboten. Das Hauptaugenmerk in den nächsten Jahren sollte 
auf die Schaffung von öffentlichem, attraktivem Raum für Unternehmen gerichtet 
werden, was wiederum ein Mehr an Kommunalsteuer bedeuten würde. 
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GRin Siding entgegnet, dass es bisher immer üblich war, Liegenschaften nur zu 
veräußern, um dadurch andere Liegenschaftskäufe finanzieren zu können. Sie 
betrachte daher die geplante Liegenschaftsveräußerung zur Budgetfinanzierung 
weiterhin kritisch. Im Zusammenhang mit dem von GRin Maga Wildauer 
angesprochenen Bericht des Landesrechnungshofes moniert GRin Siding, dass 
bereits einen Tag nachdem der Bericht den GemeinderätInnen zur Verfügung 
gestellt wurde, über diesen in der Tiroler Tageszeitung berichtet wurde. Sie wirft die 
Frage auf, warum der Gemeinderat noch über diesen Bericht beraten soll, wenn die 
Themen ohnehin schon in der Tiroler Tageszeitung abgehandelt wurden. 
 
Der Bürgermeister begründet das von der Vorrednerin kritisierte Vorgehen mit dem 
gesetzlichen Procedere zur Veröffentlichung des Berichtes des 
Landesrechnungshofes. Nach den gesetzlichen Bestimmungen müsse der 
Landesrechnungshof unmittelbar nach der Zustellung des Berichtes an den 
Gemeinderat im Internet auf der Homepage des Landesrechnungshofes 
veröffentlichen. Der Landesrechnungshof stelle der Gemeinde in seinem Prüfbericht 
im Übrigen ein sehr gutes Zeugnis aus, dessen ungeachtet stelle der Bericht aber 
auch eine Handlungsanleitung für den nächsten Gemeinderat dar. Durch die von 
den Prüfern angestellte detaillierte Durchleuchtung der Gemeindebetriebe gebe der 
Bericht ein gutes Instrumentarium ab, aus dem der nächste Gemeinderat auch 
absehen könne, wo die entsprechenden Hebel anzusetzen seien.  
 
GR Unterleitner ergänzt noch einmal, dass ein noch nicht durchgeführter 
Liegenschaftsverkauf die Ausgaben finanzieren müsse und bis dahin ein 
Budgetstopp zu verfügen wäre. Ein solches Vorgehen verschaffe ihm grundsätzlich 
ein Unbehagen. Deshalb müsse in der nächsten Gemeinderatsperiode die Prämisse 
gelten, den Sparstift anzusetzen und nur solche Projekte zu verwirklichen, die 
sinnvoll und auch finanzierbar sind. 
 
(GR Haspinger nimmt ab jetzt an der Sitzung teil) 
 
GR Dr. Palaver befürwortet eine Auseinandersetzung mit dem Prüfbericht trotz 
dessen Veröffentlichung in der Tiroler Tageszeitung. Im Gegensatz zu seine 
Vorredner überrasche ihn die budgetäre Entwicklung auch nicht, vielmehr war sie 
vorhersehbar. Schließlich hätte der Gemeinderat in den letzten sechs Jahren bei 
den entsprechenden Beschlüssen (Stichwort Umbau Jenbacher Sozialzentrum) in 
der Vorausschau gewusst, dass dadurch in den nächsten Jahren die Schulden 
ansteigen werden. Es seien ja auch sinnvolle Dinge gewesen, die finanziert werden 
mussten. 
 
GR DI (FH) Margreiter wird sich bei der Beschlussfassung über den 
Haushaltsvoranschlag der Stimme enthalten. Er begründet dies mit seiner 
ablehnenden Haltung gegenüber dem mit der Fa. Humanocare abgeschlossenen 
Managementvertrag über die Führung des Jenbacher Sozialzentrums. 
 
 
Beschluss (18:1) (Gegenstimme in Form einer Stimmen thaltung): 
 
Der Gemeinderat beschließt den vorliegenden Haushal tsvoranschlag 2016, 
welcher im ordentlichen Haushalt Einnahmen und Ausg aben von 
€ 19.760.000,00 aufweist und im außerordentlichen H aushalt € 640.000,00 
vorsieht. 
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Beschluss (18:1) (Gegenstimme in Form einer Stimmen thaltung): 
 
Der Gemeinderat beschließt, den mittelfristigen Fin anzplan für die Jahre 2017 
bis 2020 in der vorliegenden Form zu genehmigen. 
 
Der Bürgermeister bedankt sich bei der Finanzverwaltung für die geleistete Arbeit 
und besonders bei VzBgm. Lackner, der in den letzten Jahren sein ausgezeichnetes 
Fachwissen bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages und des 
Jahresabschlusses unter Beweis gestellt habe. 
 

 
2. Altersheimgebühren 2016 

 
VzBgm. Lackner erläutert noch einmal die vorgesehene Erhöhung der Gebühren für 
die näher bestimmten Leistungen, die im Jenbacher Sozialzentrum erbracht werden. 
Die vorgesehene mit der Humanocare abgestimmte Erhöhung belaufe sich, wie 
auch bei den anderen Gebühren, auf 2 %. 
 
Beschluss (19:0): 
 
Der Gemeinderat beschließt, nachstehende Gebühren f ür das Jenbacher 
Sozialzentrum mit Wirksamkeit ab 01.01.2016:  
 
 

Jenbacher Sozia lzentrum:     2016 
Wohnheim – pro Person und Tag     € 
Pflegestufe 0  *  41,00 
Erhöhte Betreuung 1 – Pflegestufe 
1 - 

  *  56,20 

Erhöhte Betreuung 2 – Pflegestufe 2 *  69,00 
Kurzzeitbetreuung (KZB) - pro Person und Tag * nach 

Einstufung 
/ s.o. + 
10% 
Zuschlag 

Pflegegebühren –pro Person und 
Tag 

    € 

Teilpflege 1 – Pflegestufe 3 ** 86,90 
Teilpflege 2 – Pflegestufe 4 ** 106,00 
Vollplfege – Pflegestufen 5, 6, 7 ** 123,60 
Kurzzeitpflege (KZP) - pro Person und Tag ** nach 

Einstufung 
/ s.o. + 
10% 
Zuschlag 

   
INVESTITIONSZUSCHLAG FÜR 
GEMEINDEFREMDE PERSONEN 

 € 

im Wohnbereich pro Person u. Tag   * 13,49 
im Pflegebereich pro Person u. Tag   ** 14,84 
   
ABWESENHEITSVERGÜTUNG  € 
im Wohnbereich pro Person u. Tag   * 7,00 
im Pflegebereich pro Person u. Tag   ** 7,70 
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KOSTENERSÄTZE für ESSEN  € 
Mitarbeiter - Mittagessen pro Essenmarke   ** 3,25 
Mitarbeiter - Abendessen pro Essenmarke   ** 2,80 
Gäste - Mittagessen pro Essenmarke   ** 5,65 
Gäste - Abendessen pro Essenmarke   ** 4,30 
Essen auf Rädern Mo-So pro Mittagessen   ** 6,28 
   
ANDERE GEBÜHREN  € 
Telefongebühr pro Einheit   * 0,09 
Halbtagsbetreuung (inkl. Essen) ** 29,50 
Ganztagsbetreuung (inkl. Essen) ** 59,00 
Externe Pflegebadbenützung   
       mit Personal *** 30,60 
       ohne Personal *** 10,20 
Fremdwäsche waschen pro kg *** 4,25 
   
*         keine Ust 
**       inkl. 10 % Ust. 
***     inkl. 20 % Ust 

  

 
 

3. EZ 780 GB 87005 – Löschung des Wiederkaufsrechte s für die Marktgemeinde 
Jenbach 

 
Der Bürgermeister erläutert den Sachverhalt: 
 
Maria Christleth möchte ihr Einfamilienwohnhaus auf ihre Tochter übertragen. Auf 
dem Grundbuchskörper ist aus dem Jahr 1979 noch ein Wiederkaufsrecht 
zugunsten der Marktgemeinde Jenbach einverleibt. Sämtliche Bedingungen, auf 
Grund derer die Gemeinde das Wiederkaufsrecht eingeräumt erhalten hat, sind zur 
Gänze erfüllt. Das Wiederkaufsrecht ist daher gegenstandslos geworden. 
 
Beschluss (19:0): 
 
Die Marktgemeinde Jenbach erteilt ihre ausdrücklich e Einwilligung zur 
Einverleibung der Löschung des zu Gunsten der Markt gemeinde Jenbach auf 
dem Grundbuchskörper in EZ 780 GB 87005 Jenbach sub  CLNR 1 
einverleibten Wiederkaufsrechtes. 
 
Die mit der Errichtung und Verbücherung dieser Urku nde verbundenen 
Kosten und Gebühren sind von der Liegenschaftseigen tümerin Maria 
Christleth zu begleichen. 

 
 
4. Gst. 1446 (neu) und Gst. 669/3 (Verlängerung Wal dweg bis 

Abenteuerspielplatz) – Übernahme in das öffentliche  Gut 
 

Der Bürgermeister erklärt anhand des Vermessungsplanes des DI Püllbeck, den im 
Bereich der Kirchlergründe zum Zeiseleck führenden Forstweg bzw. Waldweg als 
eigene Wegparzelle ausweisen zu wollen. Dies sei auch im örtlichen 
Raumordnungskonzept so vorgesehen. Der jetzt schon bestehende Weg würde in 
seiner Endausführung 5 m breit sein und befinde sich lagemäßig genau auf der 
bestehenden Trasse des Schotterweges. Die Nutzungsberechtigten der betroffenen 
Grundstücke hätten mit Ausnahme eines Berechtigten mittels Verzichtserklärung 
einer lastenfreien Abschreibung der gegenständlichen Teilstücke zugestimmt. Das 
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Teilstück aus der Gp. 623/1 im Ausmaß von 1244 m² werde von den Eigentümern 
Andrea Kirchler und Brigitte Kirchler kostenlos abgetreten. 
 
Sinn und Zweck dieser Maßnahme sei es, so der Bürgermeister weiter, letztendlich 
eine durchgehende öffentliche Verbindung zwischen dem Zeiseleck und der 
Wohnanlage Kirchlergründe zu schaffen. Auf Grundlage einer bereits vorliegenden 
Vereinbarung wäre dann in weiterer Folge eine Fortführung dieses Weges im 
öffentlichen Gut von der Wohnanlage Kirchlergründe bis hinunter zum Dr.-Neuner-
Weg. Der Bürgermeister stellt noch einmal klar, dass es jetzt nur darum gehe, die 
Voraussetzungen für eine spätere Übernahme dieser Straßenteile ins öffentliche 
Gut zu schaffen. Erst wenn die Erschließungsstraße innerhalb der Kirchlergründe 
den technischen Anforderungen entspreche, könne man an die technische 
Ausgestaltung des Verbindungsweges von den Kirchlergründen zum Zeiseleck 
denken. Selbstverständlich müssten in Zusammenschau mit den technischen 
Ausführungen raumplanerische Maßnahmen wie Straßenfluchtlinie, Baufluchtlinie 
usw. festgelegt werden. Ob und inwieweit eine derartige Wegverbindung in Zukunft 
dann auch eine Durchzugsstraße sein soll oder lediglich als „Fahrradweg“ genutzt 
werde, müsse, so der Bürgermeister, zum gegebenen Zeitpunkt der Gemeinderat 
entscheiden. 
 
Beschluss (19:0): 
 
Der Gemeinderat beschließt die Teilstücke gemäß Ver messungplan GZl. 2343, 
vom 30.10.2013, des DI Püllbeck, wie nachstehend an geführt, in das 
öffentliche Gut zu übernehmen : 
 
o Teilfläche 1 im Ausmaß von 1244 m² aus Gp. 623/1 in  Gp. 1446 
o Teilfläche 2 im Ausmaß von   285 m² aus Gp. 630/1 i n Gp. 1446 
o Teilfläche 3 im Ausmaß von   190 m² aus Gp. 631/2 i n Gp. 1446 
o Teilfläche 4 im Ausmaß von   212 m² aus Gp. 649/2 i n Gp. 1446 
o Teilfläche 5 im Ausmaß von   172 m² aus Gp. 650    in Gp. 1446 
o Teilfläche 7 im Ausmaß von   202 m² aus Gp. 653    in Gp. 669/3 
 
 

IV. Überprüfungsausschuss – Bericht aus der Prüfung  vom 03.12.2015 
 
GR Roland Biechl als Obmann des Überprüfungsausschusses verliest den 
Prüfungsbericht über die am 03.12.2015 stattgefundene Prüfung. 
 
Zu der im Prüfungsbericht fehlenden Abrechnung der Kosten für die Errichtung der 
Rehfütterung im Jagdgebiet erklärt der Bürgermeister, dass mittlerweile alle Arbeiten 
abgeschlossen sind und sämtliche Rechnungsbelege vorliegen, sodass jetzt 
abgerechnet werden könne. 
 
Der Gemeinderat nimmt das Prüfungsergebnis des Über prüfungsausschusses zur 
Kenntnis. 
 
 
Abschluss eines Bürgschaftsvertrages zugunsten des Museumsvereines Jenbach 
 
Bekanntermaßen, so der Bürgermeister, plane der Museumsverein Jenbach, bei der 
Achenseestraße 21 (Jenbacher Museum) einen Lift anzubauen. Die Kosten hierfür 
würden sich auf € 145.000,00 belaufen. An Spendengeldern seien mittlerweile 
€ 25.000,00 hereingekommen. Der Bürgermeister spricht aber auch von einer 20 %-igen 
Förderung für die Barrierefreiheit des Jenbacher Museums, sodass insgesamt noch ein 
Betrag von etwa € 100.000,00 zu finanzieren sei. Dafür benötige der Museumsverein 



 - Seite 9 - 

Jenbach ein Darlehen, für das die Marktgemeinde Jenbach eine Bürgschaft 
übernehmen soll. Der Finanzausschuss hätte bereits eine entsprechende Empfehlung 
ausgesprochen. Neben dem öffentlichen Interesse an einer Barrierefreiheit des 
Jenbacher Museums werde natürlich durch den Liftanbau das Gebäude aufgewertet, 
zeigt der Bürgermeister auf. 
 
Beschluss (19:0): 
 
Der Gemeinderat nimmt die Kreditzusage der Sparkass e Schwaz AG gegenüber 
dem Museumsverein Jenbach in der Höhe von € 100.000 ,00 (Kreditzusage 
842115/M-FANKHCA10036) zur Kenntnis und übernimmt z ur Sicherstellung aller 
gegenwärtigen und zukünftigen Forderungen, die der Sparkasse aus dem 
vorerwähnten Finanzierungsverhältnis sowie der Prol ongation dieses 
Finanzierungsverhältnisses zustehen bzw. zustehen w erden, einschließlich aller 
bezughabenden Zinsen und Kosten, die Haftung als Bü rge und Zahler im Sinne 
des § 1357 ABGB. 
 
 
Subventionsansuchen der Achenseebahn AG  
 
Der Bürgermeister verdeutlicht, dass ab heuer die Achenseebahn AG aus dem 
mittelfristigen Investitionsprogramm des Bundes herausgefallen sei und 
dementsprechend auch keine Förderungen mehr daraus erhalte. Die Finanzierung 
notwendiger Investitionen müsste daher aus anderen Mitteln sichergestellt werden und 
seien dazu bereits positive Gespräche mit dem Land geführt worden. Im laufenden 
Betrieb schreibe die Achenseebahn AG bereits schwarze Zahlen, allerdings werde mit 
31.12.2015 ein fälliger Betrag in der Höhe von € 600.000,00 für bereits getätigte 
Investitionen schlagend. Der Gläubiger habe sich bereit erklärt, die Hälfte dieses 
Betrages zu stunden, wenn bis 31.12.2015 € 300.000,00 geleistet werden. Sowohl die 
Aktionärsgemeinden als auch die Tourismusverbände und umliegenden Gemeinden 
sollen nun diese € 300.000,00 bereitstellen. Um die Achenseebahn AG vor dem Konkurs 
zu retten, sollte daher auch die Marktgemeinde Jenbach ihren Beitrag leisten, der in 
seiner Höhe jenem Betrag entspreche, der im mittelfristigen Investitionsprogramm für die 
Gemeinde Jenbach vorgesehen gewesen wäre. 
 
Der Bürgermeister bekräftigt noch einmal auf Anfrage von GR DI Stöhr, dass der 
laufende Betrieb abgedeckt sei, ein wesentliches Problem so wie bei allen Bahnen 
jedoch die Infrastrukturleistungen darstellen. Für diese Leistungen werde das Geld 
benötigt. 
 
GR Unterleitner steht natürlich für eine Fortführung des Achenseebahnbetriebes ein, 
allerdings findet er es befremdlich, dass heute schon über dieses Ansuchen zu 
entscheiden sei.  
 
VzBgm. Lackner stellt die Frage: „Was ist Jenbach ohne Achenseebahn?“ Genauso wie 
der Kasbach gehöre auch die Achenseebahn zu Jenbach. Er werde daher auf jeden Fall 
der Auszahlung dieses Zuschusses in der Höhe von € 20.689,40 zustimmen. Er 
anerkenne auch die Bemühungen des Unternehmens, den Betrieb wieder auf Schiene 
zu bringen. Die große Zuversicht fehle ihm auch heute noch, allerdings sei es Faktum, 
dass die Achenseebahn AG in den Konkurs gehen müsse, wenn sie diesen Betrag bis 
zum Ende des Jahres nicht leisten könne. VzBgm. Lackner glaube schon, dass das 
Unternehmen bis jetzt verhandelt habe, um die Forderung noch entsprechend 
reduzieren zu können. Wahrscheinlich wurde auch deshalb in letzter Minute der 
vorliegende Antrag gestellt. Für den Fall, dass eine Subvention gewährt werde, müsse 
jedoch auch mitgeteilt werden, dass es sich dabei um eine einmalige Subvention handle. 
Darüber hinaus müsse aber auch für künftige Zuschüsse auf jeden Fall das Land in die 
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Pflicht genommen werden. Andernfalls dränge sich der Eindruck auf, dass sich hier das 
Land aus seiner Verantwortung entfernen wolle. Dafür würde VzBgm. Lackner absolut 
kein Verständnis aufbringen. 
 
In Anbetracht dessen, was die Gemeinde dem SK Jenbach oder dem Museumsverein 
an Subventionen gewährt (€ 24.000,00 bzw. € 22.500,00), meint GR DI (FH) Margreiter, 
dass es unverhältnismäßig sei, der Achenseebahn AG jetzt diesen Zuschuss nicht zu 
gewähren. 
 
Der Bürgermeister gibt noch zu bedenken, dass für den Fall eines Konkurses der 
Achenseebahn AG die Marktgemeinde Jenbach als Aktieninhaber ebenfalls Verluste 
hinnehmen müsste.  
 
GR Traar gibt zu bedenken, dass die Achenseebahn AG vor ungleich größeren 
finanziellen Schwierigkeiten stehen würde, wenn der Rechtsstreit mit Bernhard Marchi 
zu ihren Ungunsten ausfällt. 
 
Die Frage nach einer Alternative verneint der Bürgermeister. Die Gläubigerbank hätte 
sich auch mit einer Ausfallshaftung der Gemeinden für den ausstehenden Betrag in der 
Höhe von € 600.000,00 begnügt. Dieses Ansinnen werde jedoch von den Gemeinden 
grundsätzlich abgelehnt, erklärt der Bürgermeister. 
 
Beschluss (19:0): 
 
Der Gemeinderat beschließt, der Achenseebahn AG ein e einmalige Subvention in 
der Höhe von € 20.689,40 zu gewähren. 
 
 
V. Berichte des Bürgermeisters 

 
Vandalenakt aufgeklärt.  Der Täter der Wandschmierereien sei ausgeforscht. Es 
handle sich dabei um eine Person jüngeren Alters, die bereits 
Schadenswiedergutmachung zugesichert habe. 
 
 

VI. Anträge, Anfragen, Allfälliges 
 
Rückzug von GR DI (FH) Margreiter von der politisch en Bühne. GR DI (FH) 
Margreiter gibt die Gründe seines Rücktritts von der politischen Bühne bekannt. 
Unüberbrückbare, innerparteiliche Differenzen hätten zu seinem Entschluss geführt, 
sich aus der Partei zurückzuziehen. Er wurde von seiner Partei geschnitten, zu 
Vorstandssitzungen nicht mehr eingeladen bzw. Parallelveranstaltungen ohne 
seinem Beisein wurden durchgeführt und jeglicher Kontakt zu ihm wurde 
abgebrochen. Ihm wurde seitens der Partei parteischädigendes Verhalten 
vorgeworfen bzw. hätte er sich in seinen Aussagen nicht immer an die Parteilinie 
gehalten. Nach diesen Vorwürfen, vor dem Hintergrund seiner 22-jährigen 
Parteienzugehörigkeit und angesichts der Tatsache, dass bis jetzt die Ortspartei 
jegliche Unterstützung beim Wahlkampf vermissen lasse, habe sich GR DI (FH) 
Margreiter entschlossen, mit Ende des Jahres aus der Partei auszutreten und seine 
politische Tätigkeit nach dieser Gemeinderatsperiode aufzugeben. 
 
Flüchtlinge im Hotel Toleranz. GR Unterleitner nimmt die ausgeschriebene 
Bauverhandlung zur Errichtung von Containern auf dem Areal des ehemaligen 
Hotels Toleranz zum Anlass, nachzufragen, ob und wann Flüchtlinge im Hotel 
Toleranz untergebracht werden. Er bemängelt in diesem Zusammenhang die 
Informationspolitik des Bürgermeisters. 
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Der Bürgermeister erklärt dazu noch einmal die Situation: 
 
Bereits im August sei vom Gemeinderat der Marktgemeinde Jenbach zugestimmt 
worden, auf dem Areal des ehemaligen Hotels Toleranz Flüchtlinge (max. 40 
Personen) unterzubringen. Dazu müssten Koch- und Sanitärcontainer errichtet 
werden, ähnlich wie bei der Unterbringung der Bauarbeiter zur Errichtung des 
Eisenbahntunnels,. Die Unterbringung von Flüchtlingen nach diesem Muster würde 
für 5 Jahre zusätzlich weiterer 2 Jahre rechtlich möglich sein. Unabhängig davon 
habe sich die Flüchtlingssituation bekanntermaßen dramatisch verschlechtert, 
sodass jetzt schon Notunterkünfte Mangelware seien. Die Tiroler Soziale Dienste 
hätten sich deshalb mit der Liegenschaftsverwaltung für das Hotel Toleranz in 
Verbindung gesetzt, um abzuklären, ob nicht jetzt schon unter verminderten 
Wohnstandards Flüchtlinge in das Hotel Toleranz einquartiert werden können. 
Dadurch könne man vermeiden, dass anderenfalls die Menschen in unzumutbaren 
Wohnquartieren oder in die Obdachlosigkeit entlassen werden. Es sei geplant, 
derzeit 30 Personen in diese Notunterkunft unterzubringen. Sobald der 
Bürgermeister Näheres erfahren sollte, werde er dies umgehend dem Gemeinderat 
mitteilen und natürlich auch in der Öffentlichkeit entsprechend kommunizieren. 
 
GR Unterleitner hält es für besser, die Öffentlichkeit jetzt schon im Vorfeld zu 
informieren und nicht erst unmittelbar vor dem Eintreffen der ersten Flüchtlinge.  
 
GR Dr. Palaver meint dazu, dass die Bevölkerung ja schon wisse, dass bis zu 40 
Flüchtlinge in nächster Zeit im Hotel Toleranz Unterkunft finden. Der 
Integrationsausschuss stehe bereit und sobald der genaue Zeitpunkt des Eintreffens 
der Flüchtlinge bekannt sei, könne man reagieren. Er glaubt, dass zu viel Aktivismus 
ohne den genauen Zeitpunkt des Eintreffens der Flüchtlinge zu wissen, 
kontraproduktiv wäre. 
 
Auf Anfrage von GR DI (FH) Margreiter antwortet der Bürgermeister, dass der 
Gemeinde aus der Unterbringung dieser Flüchtlinge im Hotel Toleranz keinerlei 
Kosten erwachsen werden. 
 
Wichtig sei, so GR Haspinger, dass die Gemeinde zu ihrem Wort stehe und nicht 
mehr als 40 Flüchtlinge im Hotel untergebracht werden. Wenn die Menschen im 
Dorf auf diese Aussage vertrauen können, biete sich für eine Verunsicherung kein 
Raum.  
 
Der Bürgermeister hebt noch einmal die tadellose Betreuung der Flüchtlinge in der 
Kienbergstraße hervor. 
 
WhatsApp Profilbild von GR Isilak.  GR Traar bedauert, dass zur heutigen Sitzung 
GR Isilak nicht anwesend sei, möchte aber trotzdem wissen, ob es zwischenzeitlich 
neue Erkenntnisse in dieser Angelegenheit gebe.  
 
GR Dr. Palaver empfindet es zunächst einmal als einen Akt der Niedertracht, wenn 
ein Gemeinderatsmitglied per Plakat in einem Schaukasten als Terrorsympathisant 
hingestellt werde sowie Urlaubsbilder von einem Aufenthalt des Gemeinderates 
Isilak in Paris der Tiroler Tageszeitung zugespielt werden, weil er angeblich auf 
diesen Urlaubsbildern ein Geheimzeichen der IS zeige. Auf dem WhatsApp 
Profilbild des GR Isilak habe man einen zusammenbrechenden Eiffelturm vor dem 
Hintergrund islamischer Zeichen festgestellt, wobei GR Isilak beteure, dass er 
dieses Bild nicht als sein Profilbild gespeichert habe. Mittlerweile wisse man, dass 
dieses Bild am 17.11. in der französischen Tageszeitung Le Monde erschienen sei, 
also nicht einem dschihadistischen Hintergrund entspringe. In diesem 
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Zusammenhang von einem Hassposting zu sprechen, sei daher völlig verfehlt. Der 
Artikel im Le Monde mit dem Bild behandelte im Übrigen das Leben zweier Frauen 
in Paris seit „charlie hebdo“ bis hin zum Terrorakt im November. 
 
Zusammenfassend findet es GR Dr. Palaver für letztklassig, jemandem 
Terrorsympathie zu unterstellen, ohne mit ihm jemals geredet zur haben. 
 
GR DI (FH) Margreiter möchte sich für das Verhalten der FPÖ in dieser 
Angelegenheit entschuldigen und hält die Reaktion seiner Partei für völlig 
überzogen und für nicht gerechtfertigt. Er habe mit dieser Sache nichts zu tun.  
 
GR Dr. Palaver betont die prekäre Situation von GR Isilak. Schließlich werde dieser 
als Terrorsympathisant hingestellt. GR Isilak habe bereits den Verfassungsschutz 
eingeschaltet und auch mit seinem Arbeitgeber gesprochen, da es ja hier auch 
letztlich um seine Existenz gehe. Obwohl GR Dr. Palaver mit ihm darüber 
gesprochen habe, hätte GR Isilak auf Grund seiner schlechten Erfahrungen mit der 
Presse davon abgesehen, in der Presse einen entsprechenden Kommentar 
abzugeben. In der politischen Auseinandersetzung müsse man sehr genau darauf 
achten, erklärt GR Dr. Palaver, wie man Informationen verwerte. Wenn diese in 
Unterstellungen münden, ohne mit der betreffenden Person überhaupt gesprochen 
zu haben, werden hier ganz falsche Botschaften bzw. Signale gesendet. Nicht 
zuletzt schaden derartige Aktionen auch dem gesamten Ort. 
 
GR DI Stöhr glaubt schon, dass GR Isilak dazu Stellung nehmen sollte. Wenn er 
nicht selbst dazu in der Lage sei, so müsse man ihn eben entsprechend führen bzw. 
coachen. Er findet es auch äußert naiv und unglücklich, wenn GR Isilak dieses Bild 
aus der Tageszeitung als sein Profilbild ausgewählt habe.  
 
GR Dr. Palaver betont noch einmal, dass GR Isilak dieses Bild nicht ausgewählt 
habe und er auch nicht wisse, wie dieses Bild in sein Whatsapp hineingekommen 
sei. Er wurde erst durch einen Presseaufruf auf dieses Bild aufmerksam gemacht. 
Es sei völlig verfehlt, wenn der Bezirksobmann der FPÖ, Edi Rieger, von einem 
Hassposting spreche und auch noch ihn, GR Dr. Palaver, auffordere, als Dekan der 
katholisch-theologischen Fakultät der Universität Innsbruck zurückzutreten. GR Dr. 
Palaver erkenne hier in keinster Weise einen Zusammenhang. Er habe intensiv mit 
GR Isilak über die weiteren Schritte diskutiert. GR Isilak habe sich dafür 
entschieden, mit der Presse nicht zu sprechen und habe man dies auch zu 
akzeptieren. 
 
Der Bürgermeister klärt, jedenfalls mit GR Isilak sehr bald darüber ein Gespräch 
führen zu wollen. 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, schließt der Bürgermeister die 
Sitzung des Gemeinderates um 19.25 Uhr. 

 
 
     Der Bürgermeister: 
 
 
Der Schriftführer:        Die Gemeinderäte: 
 
 


